
Zwei Wege zeichnen sich ab, der eine führt in eine 
friedliche Zukunft ohne Krieg, der andere in die 
Katastrophe des Atomkrieges. Niemand kann sich 
dieser Entscheidung entziehen5.“
Die Sowjetunion und die übrigen sozialistischen Län­

der, darunter auch die Deutsche Demokratische Repu­
blik, vertraten ständig eine Politik wirklicher Freund­
schaft gegenüber den arabischen Völkern, eine Politik 

' der Zügelung der Aggressoren und der Minderung der 
internationalen Spannungen im Naheni Osten. Es war 
maßgeblich der beharrlichen Friedenspolitik der Sowjet­
union zu verdanken, daß die anglo-französische Aggres­
sion gegen Ägypten im Keime erstickt werden konnte. Als 
die Türkei im Einvernehmen mit den imperialistischen 
Mächten im Frühjahr 1957 einen Überfall auf Syrien 
vorbereitete, war es wiederum die Sowjetunion, die 
kriegerische Auseinandersetzungen verhinderte6. Die 
Sowjetunion schlug den Westmächten mehrmals vor, 
durch eine gemeinsame Erklärung auf jede Gewalt­
anwendung im Nahen Osten zu verzichten und sich zur 
Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten der 
Länder des Nahen Ostens und zur gegenseitigen Ein­
stellung von Waffenlieferungen in diese Länder zu ver­
pflichten7. Auch auf einer Gipfelkonferenz sollen nach 
der Ansicht der Sowjetunion Mittel und Wege zur Min­
derung der Spannung im Raum des Nahen Ostens be­
handelt werden8.

Im diametralen Gegensatz zu dieser Friedenspolitik 
des sozialistischen Lagers steht die Politik der imperia­
listischen Mächte, die gekennzeichnet ist durch ständige 
Interventionen, ökonomischen und politischen Druck, ja 
sogar durch Diversion, Sabotage und politischen 
Mord. Der amerikanische Überfall auf den Libanon ent­
hüllt u. a. auch das wahre Wesen der Dulles-Eisen- 
hower-Doktrin, jener Politik eines angeblichen und von 
den USA-Imperialisten auszufüllenden „Vakuums“ im 
Nahen Osten9,

*

Bereits in seiner ersten Stellungnahme am Tage des 
Überfalls bezeichnete der sowjetische Vertreter im 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen, S o b o 1 e w, die 
amerikanische Aktion als ernste Bedrohung des Frie­
dens und der Sicherheit, die im Gegensatz zu den Zie­
len und Prinzipien der UNO-Charta steht10 11. In der 
Tat ist die Aggression der USA und Englands in mehr­
facher Hinsicht ein schändlicher Bruch des Völker­
rechts, darunter insbesondere auch der Charta der Ver­
einten Nationen11.

Eisenhower gab für den von ihm im Auftrag der 
amerikanischen Imperialisten befohlenen Überfall die 
scheinheilige „Begründung“, „das Leben von Amerika­
nern schützen“ zu müssen12. Dieses ausgediente Argu­
ment hat schon zur Rechtfertigung mancher imperiali­
stischer Aggressionen und Unterdrückungsfeldzüge her­
halten müssen. Bisher hat jedoch noch nicht einmal 
die kapitalistische Presse von irgendwelchen Mißhellig­
keiten gegenüber amerikanischen Staatsbürgern zu be­
richten gewußt. Vielmehr ist bekannt, daß sowohl der 
libanesische Oppositionsführer Saib S a 1 a m als auch
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die Führer der Volkserhebung im Irak ihre Anhänger 
ausdrücklich zu vorsichtigster Behandlung ausländischer 
Staatsbürger ermahnten. Im Libanon, in Jordanien und, 
im Irak ist das Leben keines einzigen Amerikaners in 
Gefahr, solange er sich nicht an Verschwörungen und 
Komplotten beteiligt. In Gefahr sind lediglich die Pro­
fite der amerikanischen Monopole, um die es bei der 
Invasion der USA im Libanon ja auch geht. Nach all­
gemein anerkanntem Völkerrecht ist jeder Staat be­
rechtigt, seinen Staatsangehörigen im Ausland diplo­
matischen Schutz und Beistand zu gewähren. Die an­
gebliche Gefährdung des Lebens von Ausländern ist 
jedoch auf keinen Fall ein Rechtfertigungsgrund für 
aggressive Akte und militärische Interventionen gegen 
einen anderen Staat. In der sowjetischen Definition der 
Aggression, die insofern das allgemein anerkannte Völ­
kerrecht ausdrückt, wird eigens festgestellt, daß „mög­
liche Gefahren für das Leben oder das Eigentum von 
Ausländern“ nicht als Rechtfertigung für aggressive 
Akte dienen können13. Das „Argument“ Eisenhowers ist 
also vom Standpunkt der tatsächlichen und völkerrecht­
lichen Lage eine leicht durchschaubare Finte, um der 
Weltöffentlichkeit das wahre Ziel der amerikanischen 
Intervention zu verbergen.

Ähnlich verhält es sich mit der dreisten Berufung 
Eisenhowers auf das in Art. 51 der Charta der Verein­
ten Nationen festgelegte Recht jedes Staates auf indivi­
duelle und kollektive Selbstverteidigung und auf die 
Prinzipien der Vereinten Nationen, denen die USA an­
geblich untreu werden würden, „wenn sie müßig bei­
seite stehen14.“ Hier soll offenbar das Recht als Dienerin 
des Unrechts prostituiert werden. Es ist völlig klar, 
daß Art. 51, wie jede Bestimmung der Charta, im Sinne 
der Ziele und Grundsätze der Vereinten Nationen aus­
zulegen und anzuwenden ist. Oberstes Ziel der Verein­
ten Nationen — anerkannt auch durch die Unterschrif­
ten der USA und Englands unter die Charta — ist aber 
die Aufrechterhaltung des internationalen Friedens und 
der internationalen Sicherheit. Deis bedeutet, daß als 
Voraussetzung der Ausübung des Rechts auf kollektive 
Selbstverteidigung ein Bruch des internationalen Frie­
dens und der internationalen Sicherheit, d. h. „ein An­
griff mit Waffengewalt auf ein Mitglied der Vereinten 
Nationen“ (Art. 51) vorliegen muß. Es muß also der 
Tatbestand der Aggression erfüllt sein, d. h. es muß 
ein Aggressorstaat vorhanden sein und es muß sich um 
einen i n t e r n a t i o n a l e n  Konflikt, um einen Kon­
flikt zwischen Staaten, handeln. Im Libanon gab es 
bis zur Intervention der USA weder einen Aggressor­
staat, noch handelte es sich um einen internationalen 
Konflikt. Vielmehr stellten der Generalsekretär und die 
auf Beschluß des Sicherheitsrates in den Libanon ent­
sandte Beobachtergruppe der Vereinten Nationen fest, 
daß keinerlei Anzeichen für die behauptete Einmischung 
der Vereinigten Arabischen Republik in die Ausein­
andersetzungen im Libanon vorliegen15. Diese Aus­
einandersetzungen waren also ein i n n e r s t a a t ­
l i c h e r  Konflikt, auf den Art. 51 der Charta unan­
wendbar ist. Ein Bruch des internationalen Friedens 
und der internationalen Sicherheit entstand erst durch 
diejenigen, die sich nunmehr unverfroren auf die 
Charta der Vereinten Nationen berufen.

Auch die Berufung auf das „Hilfeersuchen“ Cha- 
mouns, d. h. auf dessen bestellte Aufforderung, durch 
USA-Truppen die Volksbewegung zu ersticken16, kann 
die Aggression der USA weder politisch-moralisch noch 
völkerrechtlich in eine Friedenstat umfälschen. Art. 2 
Ziff. 4 der Charta verbietet jegliche Drohung mit und 
Anwendung von Gewalt, die mit den Zielen der Ver­
einten Nationen unvereinbar ist. Kann man auch nur 
im geringsten behaupten, geschweige denn beweisen, 
daß die Gewaltanwendung der USA mit den Zielen 
der Vereinten Nationen, wie sie im Art. 1 der Charta 
genannt sind, vereinbar sei? Im Gegenteil, die mili­
tärische Aktion der USA widerspricht gröblichst sämt­
lichen dort genannten Zielen der Vereinten Nationen. 
Diese Maßnahmen haben weder etwas mit dem Ziel der 
Aufrechterhaltung des Weltfriedens und der internatio-
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